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-  die beruflichen Pflichten fortwährend trotz erzieherischer Einwirkung
vorsätzlich verletzt sein müssen;

-  dadurch wiederholt fahrlässig wirtschaftliche Schäden verursacht w ur­
den, die Im Einzelfall noch nicht bedeutend zu sein brauchen.'*'
Diese Regelung geht davon aus, daß die T äter strafrechtlich zur Ver­

antw ortung zu ziehen sind, die durch w iederholte Handlungen leichtere 
Schäden herbeiführten und sich über M aßnahm en außerstrafrechtlicher 
V erantw ortlichkeit leichtfertig hinwegsetzen. U nter staatlicher und gesell­
schaftlicher Einw irkung sind z. B. disziplinarische, m aterielle und ord­
nungsstrafrechtliche V erantw ortlichkeit sowie Beratungen vor einer Kon­
fliktkom mission wegen Verletzungen der Arbeitsdisziplin m it m ateriellen 
Folgen zu verstehen. Formlose, gelegentliche K ritiken im Arbeitsprozeß 
erfüllen diese A nforderungen nicht,

7. Das M erkm al un ter fo rtw ährender Verletzung ist inhaltlich m it dem 
bisher ln der Rechtsprechung verw andten Begriff des Fortsetzungs­

zusam m enhangs nicht identisch. W ährend es sich beirp Fortsetzungszu­
sam m enhang um einzelne w iederholt begangene S traftaten  handelte, w ird 
hier erst beim Vorliegen der fortw ährenden Verletzung beruflicher 
Pflichten und der w iederholten fahrlässigen Verursachung von Schäden 
strafrechtliche V erantw ortlichkeit begründet. Bei den einzelnen voran­
gegangenen Schädigungshandlungen braucht es sich daher nicht um S traf­
taten  gehandelt zu haben. So braucht auch keine G leichartigkeit der ver­
letzten beruflichen Pflichten gegeben zu sein, durch die w iederholt fah r­
lässige W irtschaftsschäden verursacht werden. In der Regel w ird jedoch 
eine gewisse G leichartigkeit der negativen, leichtfertigen Einstellung des 
Rechtsverletzers zu seinen beruflichen Pflichten und insoweit auch ein 
bestim m ter innerer Zusam m enhang zwischen den einzelnen Handlungen 
bestehen.

Um nicht unverhältnism äßig w eit zurückliegende Handlungen zur Be­
gründung strafrechtlicher V erantw ortlichkeit heranzuziehen, sollte von 
einem Zeitraum  von zwei Jah ren  ausgegangen werden. § 170 en thält eben­
falls in Abs. 1 Ziff. 2 diese Grenze. (Vgl. aber § 62 KKO u. § 61 SchKO.)

Diese Rechtsverletzungen können die verschiedensten Bereiche betref­
fen und auch unterschiedliche rechtliche Maßnahmen nach sich gezogen 
haben, z. B. den Ausspruch einer O rdnungsstrafm aßnahm e wegen Ver­
letzung der Hygiene- bzw. Seuchenbestim m ungen oder der N ichteinhal­
tung von Bauvorschriften, polizeiliche Strafverfügungen wegen Verstoßes 
gegen die Brandschutzbestim m ungen, disziplinarische oder m aterielle 
V erantw ortlichkeit auf der G rundlage des GBA oder gerichtliche Strafen. 
Es muß sich jedoch im m er um  Handlungen gern. Abs. 1 gehandelt haben. 
E igentum sdelikte bleiben daher außer Betracht.

F ür die Begründung der strafrechtlichen V erantw ortlichkeit ist daher 
nicht entscheidend, welche Reaktionsweise bisher auf diese Rechtsverlet­
zungen erfolgt ist.


